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TEXTTEIL ZUM BEBAUUNGSPLAN 

 

Der nachstehende Textteil zum Bebauungsplan ist hinsichtlich seines räumlichen und rechtlichen Geltungsbereichs 

deckungsgleich mit dem in der Planzeichnung durch Planzeichen festgesetzten Geltungsbereich des Bebauungs-

plans „Bergstraße“. Die zeichnerischen und sonstigen Planfestsetzungen werden durch den nachfolgenden Text-

teil ergänzt. 

Abkürzungen: BauGB (Baugesetzbuch) BauNVO (Baunutzungsverordnung) 

 HBO (Hessische Bauordnung) HWG (Hessisches Wassergesetz) 

 i. V. m. (in Verbindung mit) i. S. d. (im Sinne des) 

 

 

A Planungsrechtliche Festsetzungen nach 9 BauGB i.V.m. der BauNVO 

 

1. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

 

1.1 Grundflächenzahl (§ 16 Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. §§ 17 und 19 BauNVO): 

 Die Grundflächenzahl (GRZ) wird als Höchstmaß entsprechend dem Eintrag in den tabellarischen Festset-

zungen (Nutzungsschablone) festgesetzt. 

 Abweichende Bestimmung zur Überschreitung der zulässigen GRZ durch bestimmte Anlagen (§ 19 Abs. 4 

Satz 3 BauNVO): 

 Die zulässige GRZ darf zum sparsamen Umgang mit Grund und Boden durch die in § 19 Abs. 4 Nr. 1-3 

BauNVO genannten Grundflächen bis zu einer GRZ = 0,8 überschritten werden. 

 

1.2 Zahl der Vollgeschosse (§ 16 Abs. 2 Nr. 3 i.V.m. § 20 Abs. 1 BauNVO): 

 Die Zahl der Vollgeschosse wird als Höchstmaß entsprechend dem Eintrag in den tabellarischen Festset-

zungen (Nutzungsschablone) festgesetzt. 

 

1.3 Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 i.V.m. § 18 BauNVO): 

 Die Höhe baulicher Anlagen wird als Höchstmaß entsprechend dem Eintrag in den tabellarischen Festset-

zungen (Nutzungsschablone) festgesetzt. 

 

1.4 Bezugspunkt für Höhenfestsetzungen (untere Bezugsebene): 

 Als Bezugshöhe (untere Bezugsebene) für die Festsetzung der Höhe baulicher Anlagen wird die Oberkante 

der anbaufähigen vorhandenen Verkehrsfläche in Fahrbahnmitte der Bergstraße, gemessen senkrecht vor 

Mitte der straßenseitigen Grundstücksgrenze bestimmt. 

 

1.5 Abweichende Bestimmung zur Überschreitung des festgesetzten Maßes der Höhe baulicher Anlagen (OK): 

 Die zulässige Höhe baulicher Anlagen darf durch technische Aufbauten und Teile haustechnischer Anlagen 

(z.B. Solaranlagen, Fahrstuhlschächte, Klimageräte, Schornsteine etc.) sowie durch Anlagen zur Absturz-

sicherung (z.B. Brüstungsmauern, Geländer etc.) um bis zu 1,00 m überschritten werden. Als Ausnahme 

können für Zu- und Abluftanlagen auch größere Höhen zulassen werden, wenn sich das entsprechende 

Erfordernis aufgrund des Immissionsschutzrechtes ergibt. 
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2. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO) 

 
 Es gilt die abweichende Bauweise, die wie folgt näher bestimmt wird: Abweichend von der sonst geltenden 

offenen Bauweise (§ 22 Abs. 2 BauNVO) ist eine einseitige oder zweiseitige Grenzbebauung zulässig, so-

fern die bauliche Anlage zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses bereits zulässigerweise errichtet wurde 

(Baugenehmigung liegt vor) oder wenn auf dem Nachbargrundstück an der gemeinsamen Grenze bereits 

angebaut wurde. 

 Ausnahmen, wie z.B. geringere Grenzabstände als nach Hessischer Bauordnung erforderlich, können zu-

gelassen werden, wenn dies zur Berücksichtigung legal errichteter Bebauung erforderlich ist. 

 

3. Überbaubare, nicht überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO) 

 

3.1 Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen und Baulinien festgesetzt. 

 

3.2 Abweichende Bestimmung für die Überschreitung der Baugrenzen durch Hervortreten von Gebäudeteilen 

(§ 23 Abs. 3 Satz 2 BauNVO): 

 Baugrenzen können in geringem Ausmaß von Gebäudeteilen, d. h. bis zu einer Tiefe von 2,50 m, über-

schritten werden, sofern diese im Einzelnen nicht breiter als 5,00 m sind. Eine Überschreitung durch Dach-

überstände über die festgesetzte Baugrenze hinaus ist zulässig. 

 

3.3 Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind ohne Ausnahme zulässig: 

- Stellplätze und ihre Zufahrten 

- Nebenanlagen nach § 14 Abs. 1 und 2 BauNVO, 

- nach Bauordnungsrecht nicht genehmigungspflichtige bauliche Anlagen (baugenehmigungsfreie Vorhaben 

nach § 63 HBO und der Anlage zu § 63). 

 

4. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 

und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 BauGB) 

 

4.1 Nutzungsregelungen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Land-

schaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB): 

4.1.1 Umgang mit Niederschlagswasser: 

 Befestigte, ebenerdige Pkw-Stellplätze sind mit wasserdurchlässiger Oberfläche herzustellen, alternativ 

kann das auf ihnen anfallende Niederschlagswasser seitlich in Grün- oder Vegetationsflächen auf den 

Grundstücken, auf denen das Niederschlagswasser anfällt, der Versickerung zugeführt werden. 

4.1.2 Dachbegrünung: 

 Flachdächer und flach geneigte Dächer bis zu einer Dachneigung von 15° sind zu einem Anteil von min-

destens 75% in mindestens extensiver Form mit einer Sedum-Kraut-Begrünung zu versehen. Die Stärke 

der Vegetationsschicht muss hierbei mindestens 8 cm, die Gesamtstärke des Begrünungsaufbaus bei Ver-

wendung einer Dränmatte mindestens 10 cm, bei Verwendung eines Schüttstoffgemisches mindestens 12 

cm betragen. 
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4.1.3 Beschränkung der Rodungszeit: 

 Die Rodung von Gehölzen muss außerhalb der Brut- und Setzzeit zwischen dem 1. Oktober eines Jahres 

und dem 28. / 29. Februar des Folgejahres erfolgen. Dies gilt auch für Ziergehölze und kleinräumig ausge-

bildete Gehölzbestände wie Brombeerhecken. 

4.1.4 Beschränkung der Ausführungszeit: 

 Die Durchführung von Erdarbeiten und Baustellenvorbereitungen muss außerhalb der Brut- und Setzzeit, 

also zwischen dem 1. Oktober eines Jahres und dem 28./29. Februar des Folgejahres erfolgen. Erdarbeiten 

und Baustellenvorbereitungen können als Ausnahme auch in der Zeit vom 1. März bis 30. September zu-

gelassen werden, wenn die entsprechend beanspruchten Flächen unmittelbar vor Beginn der Erdarbeiten 

bzw. vor Einrichtung der Baustelle sorgfältig durch eine fachlich qualifizierte Person auf vorhandene Boden-

nester abgesucht werden (Baufeldkontrolle). Im Nachweisfall ist der Baubeginn bzw. die Einrichtung bis 

nach dem Ausfliegen der Jungen zu verschieben. 

4.1.5 Zeitliche Begrenzung von Gebäude- u. Abbrucharbeiten: 

 Arbeiten an der Gebäudefassade oder dem Dachstuhl sowie Abbrucharbeiten sind außerhalb der Brutzeit, 

also zwischen dem 1. Oktober eines Jahres und dem 28./29. Februar des Folgejahres durchzuführen. Als 

Ausnahme können die Arbeiten auch außerhalb dieses Zeitraumes zugelassen werden, wenn die entspre-

chenden Gebäude oder Gebäudeteile unmittelbar vor dem Beginn der Arbeiten sorgfältig durch eine fachlich 

qualifizierte Person auf das Vorhandensein von Nestern überprüft wurden. Bei nachgewiesenem beginnen-

dem Nestbau, Nestern mit Gelegen, brütenden Vögeln oder noch nicht flüggen Jungvögeln muss das Aus-

fliegen der Jungvögel abgewartet werden, um danach unmittelbar die Arbeiten durchzuführen. 

4.1.6 Bereitstellung von Nisthilfen: 

 Ist für den Neubau eines Gebäudes der Abbruch von Nebengebäuden erforderlich, so sind jeweils zwei 

Nistkästen - bspw. des Typs „Halbhöhle 2HW“ von Schwelger - an der neu zu errichtenden Gebäudefassade 

zu installieren. Die Umsetzung der Maßnahme hat unter Anleitung einer fachlich qualifizierten Person (öko-

logische Baubegleitung) zu erfolgen. 

4.1.7 Verschluss von Bohrlöchern: 

 Alle Löcher, die bei (Probe-)Bohrungen im Plangebiet entstehen, sind unverzüglich durch geeignete Sub-

strate zu verschließen. 

4.1.8 Sicherung von Austauschfunktionen für Kleinsäuger: 

 Bei Zäunen ist zwischen Zaununterkante und Boden ein Abstand von mindestens 15 cm einzuhalten. Die 

Errichtung von Mauersockeln ist unzulässig. 

4.1.9 Schutz von Insekten und vor Lichtverschmutzung: 

 Die Außenbeleuchtung an Gebäuden und Freiflächen (z. B. Wege, Parkplatzflächen) ist energiesparend, 

blendfrei, streulichtarm sowie arten- und insektenfreundlich zu gestalten und auf das notwendige Maß zu 

reduzieren; zulässig sind ausschließlich voll abgeschirmte Leuchten, die im installierten Zustand nur unter-

halb der Horizontalen abstrahlen (0 % Upward Light Ratio). 

 Bei allen Außenbeleuchtungssystemen ist ausschließlich bernsteinfarbenes bis warmweißes Licht mit ge-

ringem Ultraviolett- und Blauanteil in den Farbtemperaturen von 2200 bis 2700 Kelvin, jedoch nicht höher 

als 3000 Kelvin, oder vergleichbare Technologien zu verwenden; die Blauanteile im weißen Licht sind für 

Wellenlängen unter 500 Nanometern auf 15% (entsprechend Farbtemperatur von 3000 K) zu begrenzen. 
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 Für eine noch insektenfreundlichere Wirkung sollte die Lichttemperatur unter 2.800 Kelvin und der Einsatz 

sogenannter „Amber-LED“ gewählt werden; Amber-LED erzeugen Licht mit sehr niedriger Lichttemperatur, 

aber hoher Lichtfarbe, dadurch ergibt sich für das menschliche Auge eine gute Lichtleistung und gleichzeitig 

der Insektenschutz gewährleistet. 

 Durch bedarfsorientierte Steuerung soll die Beleuchtung auf die Nutzungszeit begrenzt werden. 

 

4.2 Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a): 

4.2.1 Nicht überbaute Grundstücksflächen sind als Vegetationsflächen anzulegen. 

4.2.2 Bei allen Anpflanzungen bzw. bei der Nachpflanzung abgestorbener oder abgängiger Gehölze sind aus-

schließlich standortheimische Gehölze (vgl. Liste standortgerechter und heimischer Gehölzarten unter 

Punkt D.7) mit folgenden Mindestpflanzqualitäten zu verwenden: 

- Hochstämme, 3 x verpflanzt, mit Ballen, 16-18 cm Stammumfang 

- Heister, 2 x verpflanzt, mit Ballen, 150-175 cm 

- Sträucher, 2 x verpflanzt, 4 Triebe, 60-100 cm 

 Das Anpflanzen von Hybridpappeln und Nadelbäumen, Thuja- oder Chamaecyparis-Hecken sowie Kirsch-

lorbeer (Prunus laurocerasus) ist unzulässig. 

 

5. Bauliche Maßnahmen für den Einsatz erneuerbarer Energien 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 23 b BauGB): 

 

 Bei der Errichtung von Gebäuden sind bauliche Maßnahmen für den Einsatz erneuerbarer Energien vorzu-

sehen. Dazu sind die nutzbaren Dachflächen der Hauptgebäude gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB zu 

mindestens 50 % mit Anlagen zur Nutzung der Solarenergie (z. B. solarthermische und/oder Photovoltaik-

Anlagen) zu versehen. 

 

 

B Aufnahme von auf Landesrecht beruhenden Regelungen in den Bebauungsplan (§ 9 Abs. 4 BauGB 

i.V.m. § 91 HBO) 

 

1. Örtliche Bauvorschriften über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 91 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 

HBO) 

 

1.1 Die zulässigen Dachformen und -neigungen werden entsprechend Eintrag in den tabellarischen Festset-

zungen (Nutzungsschablone) festgesetzt. 

 

1.2 Zusätzlich zu den in den tabellarischen Festsetzungen (Nutzungsschablone) festgesetzten Dachformen und 

-neigungen sind - ausschließlich für vom öffentlichen Raum aus nicht einsehbare Nebengebäude - auch 

begrünte Flachdächer und begrünte flach geneigte Dächer bis zu einer Dachneigung von 15° zulässig. 

 Als „öffentlicher Raum“ im Sinne dieser Festsetzung gilt jede nicht umfriedete Fläche, die sich im öffentlichen 

Eigentum befindet, vorwiegend also die Verkehrsfläche der Bergstraße und die öffentliche Grünfläche der 

Carlo-Mierendorff-Anlage. Öffentliche Gebäude und Verkehrsmittel sind im Sinne dieser Festsetzung nicht 

unter dem Begriff des „öffentlichen Raums“ erfasst. 
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1.3 Zur Dacheindeckung geneigter Dächer ab 15° sowie zur Dacheindeckung nicht zu begrünender Teile von 

Dächern bei einer Dachneigung unter 15° (siehe Festsetzung A 4.1.2) sind ausschließlich ziegelrote bis 

braune oder anthrazitfarbene Dachmaterialien zu verwenden. Für geneigte Dachflächen (über 15° Dach-

neigung) sind zur Dacheindeckung ausschließlich kleinformatige, nicht spiegelnde Werkstoffe (wie z.B. Ton-

ziegel oder Betondachsteine) zulässig. Faserzement ist unzulässig. 

 Außer den vorgenannten Dachmaterialien und -farben sind unabhängig von der Dachneigung zudem auch 

begrünte Dächer (über die Anforderungen der Festsetzung A 4.1.2 hinausgehend) und Dachaufbauten so-

wie Solaranlagen (z. B. solarthermische und/oder Photovoltaik-Anlagen sowie vergleichbare Technologien) 

zulässig. Es wird darauf hingewiesen, dass Photovoltaikelemente ausdrücklich auch über begrünten Dach-

flächen zulässig sind; eine entsprechende Doppelnutzung wird begrüßt. 

 

1.4 Stark reflektierende Materialien zur Dacheindeckung und Fassadengestaltung sind unzulässig. Hiervon aus-

genommen sind Solaranlagen (Sonnenkollektoren solarthermischer und/oder Photovoltaikanlagen) auf den 

Dach- und Fassadenflächen.; entsprechende Anlagen dürfen jedoch keine wesentliche Blendwirkung auf 

benachbarte Nutzungen aufweisen. 

 

2. Örtliche Bauvorschriften über die Gestaltung der Standflächen für Abfallbehältnisse sowie über Art, 

Gestaltung und Höhe von Einfriedungen (§ 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO)  

 

2.1 Gestaltung der Standflächen für Abfallbehältnisse: 

 Die Standflächen für Abfallbehältnisse sind einzuhausen, zu umpflanzen oder mit einem sonstigen geeig-

neten Sichtschutz (z.B. Steinstehlen, Rankgitter etc.) zu umgeben und dauerhaft instand zu halten. 

 

2.2 Art, Gestaltung und Höhe von Einfriedungen: 

 Zäune sind ausschließlich aus Holz oder Metall zulässig. Das „Einweben“ von Kunststoffbändern in Stab-

gitterzäune ist unzulässig. 

 

2.2.1 Die Errichtung von Mauersockeln unter Zäunen sowie von Mauern als Einfriedungen ist unzulässig. Als 

Ausnahme können Naturschotter-Gabionen und Gabionenelemente bis 1,00 m Höhe zugelassen werden, 

wenn im Abstand von maximal 10 m Bodenöffnungen mit einer Höhe von mindestens 15 cm und einer Breite 

von mindestens 20 cm vorgesehen werden. 

2.2.2 Im Rahmen der Ausnahme sind überdies Mauern bis zur erforderlichen Höhe zulässig, sofern diese aus 

Gründen des Schallschutzes bei der Ausübung einer gewerblichen Tätigkeit gefordert und / oder gutachter-

lich empfohlen werden. 

2.2.3 Die Verwendung von Thuja- und Chamaecyparis-Hecken sowie Kirschlorbeer (Prunus laurocerasus) und 

Nadelgehölzen zur Grundstückseinfriedung ist unzulässig. Hecken zur Einfriedung sind ausschließlich aus 

standortheimischen Gehölzen zulässig; die Abstände zu Nachbargrundstücken in Abhängigkeit von der 

Pflanzenhöhe sind gemäß dem Nachbarrechtsgesetz zu beachten. 
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3. Örtliche Bauvorschriften über die Gestaltung von Stellplätzen für Kraftfahrzeuge (§ 91 Abs. 1 Nr. 4 

HBO) 

 

 Sofern nachweislich eine Grundwassergefährdung durch schädliche Einträge ausgeschlossen werden 

kann, sind befestigte Pkw-Stellplätze und Abstellplätze für Fahrräder mit wasserdurchlässiger oder teilbe-

grünter Oberfläche (Rasengitter, Breitfugenpflaster oder anderen versickerungsaktiven Materialien) auszu-

bilden. Alternativ können vollversiegelte Oberflächen auch in angrenzende Versickerungsanlagen und/oder 

Vegetationsflächen entwässert werden. 

 

4. Örtliche Bauvorschriften über die Gestaltung und Bepflanzung der Grundstücksfreiflächen (§ 91 

Abs. 1 Nr. 5 HBO)  

 

4.1 Die nicht baulich genutzten Grundstücksfreiflächen sind im Sinne des § 8 HBO zu begrünen und als Grün-

flächen dauerhaft zu pflegen. 

4.2 Die Herstellung von Kies- und Schotterflächen (mit und ohne punktuelle Begrünung) ist ausschließlich für 

Wege, Stellplätze und Terrassen zulässig. Die Anlage von Kies- und Schotterflächen zur Gartengestaltung 

(Flächenabdeckungen mit Schotter/Kies als sogenannte vegetationsarme „Schottergärten“) anstelle von 

Vegetationsflächen und die Verwendung von Geotextil oder Vegetationsblockern zur Gestaltung der Vege-

tationsflächen, sind im Übrigen unzulässig. 

 

 

C Kennzeichnungen nach § 9 Abs. 5 BauGB 

 

 Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen oder 

bei denen besondere bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen Naturgewalten erforderlich sind, hier: 

Vernässungsgefährdeter Bereich: 

 

 Es wird darauf hingewiesen, dass das Plangebiet im räumlichen Geltungsbereich des „Grundwasserbewirt-

schaftungsplanes Hessisches Ried“ (StAnz. 21/1999 S. 1659) liegt, dessen Vorgaben zu beachten sind. Im 

Plangebiet ist daher mit sehr hohen Grundwasserständen zu rechnen, der Plangeltungsbereich ist somit als 

vernässungsgefährdete Fläche eingestuft. Dabei handelt es sich im Sinne des § 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB um 

Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen oder bei de-

nen besondere bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen Naturgewalten (hier: hohe bzw. schwankende 

Grundwasserstände) erforderlich sind. Es ist mit Grundwasserschwankungen zu rechnen. Infolge von 

Grundwasserschwankungen muss auch mit Setzungen und Schrumpfungen des Untergrundes gerechnet 

werden. 

 Maßgeblich für die Grundwasserstände sind dabei jeweils die langjährigen Messstellenaufzeichnungen des 

Landesgrundwasserdienstes und speziell die Richtwerte der Referenzmessstellen des Grundwasserbewirt-

schaftungsplanes zu berücksichtigen. Auf die im Grundwasserbewirtschaftungsplan festgelegten Zielpegel-

werte wird hingewiesen. Zudem wird die Beachtung der nächstgelegenen Grundwassermessstellen 

empfohlen. Eine Baugrunduntersuchung zur Ermittlung der Grundwasserstände wurde von der Stadt 

Pfungstadt nicht durchgeführt. Zur Vermeidung von Setzriss- bzw. Vernässungsschäden sind daher von 
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den Bauherren die minimalen und die maximalen Grundwasserflurabstände eigenverantwortlich zu ermitteln 

und in der Planung zu berücksichtigen. 

 In kritischen Gebieten (Grundwasserflurabstände zwischen 0,00 m und 3,00 m, stark schwankende Grund-

wasserstände oder Gebiete, in den bereits Setzrisse bzw. Vernässungen an Gebäuden aufgetreten sind) 

sollte daher bereits vor der Objektplanung eine objektbezogene kleinräumig detaillierte Untersuchung der 

gegenwärtigen und der zu erwartenden Grundwassersituation in einem hydrogeologischen Gutachten er-

mittelt und die daraus folgenden Ergebnisse zwingend in die notwendigen baulichen Vorkehrungen einbe-

zogen werden, wie z. B. der maximalen Einbindetiefe von Gebäuden oder spezielle Gründungsmaßnahmen.  

 Aufgrund schwankender Grundwasserhöhen, die bis in den Bereich der Kellergeschosse reichen können, 

ist auch mit Nutzungseinschränkungen (z.B. Verzicht auf Unterkellerung) oder zusätzlichen Aufwendungen 

(z.B. besondere bauliche Vorkehrungen gegen Vernässung wie Weiße oder Schwarze Wanne) zu rechnen. 

Diese sind entschädigungslos hinzunehmen. Wer in ein bereits vernässtes oder vernässungsgefährdetes 

Gebiet hinein baut und keine Schutzvorkehrungen gegen Vernässung trifft, kann bei auftretenden Vernäs-

sungen keine Entschädigung verlangen. Forderungen gegen die Stadt Pfungstadt oder gegen die Gebiets-

körperschaften, das Land oder den Bund bei Eintritt von Grundwasserschäden sind ausgeschlossen. 

 Anforderungen an die Bauwerkgründung, die durch schwankendes Grundwasser ausgelöst werden könnten 

(austrocknende oder quellende Torflinsen etc.), sind im entsprechenden Ortsbereich nicht bekannt, können 

jedoch auch nicht vollständig ausgeschlossen werden. 

 Notwendige Grundwasserhaltungen bedürfen einer Erlaubnis der Unteren Wasserbehörde. 

 Es wird empfohlen, das Grundstück mit geeigneten technischen Maßnahmen (z.B. Rückstauklappe) gegen 

rückstauendes Wasser aus Kanal, Zisternennotüberlauf etc. abzusichern. 

 

 
C Hinweise 
 

1. Sicherung von Bodendenkmälern (§ 21 HDSchG) 

 

 Bei Erdarbeiten können jederzeit Bodendenkmäler, wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und 

Fundgegenstände (z.B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste), entdeckt werden. Diese sind nach § 21 Denk-

malschutzgesetz unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege in Hessen, Archäologische Denkmal-

pflege oder der Unteren Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. Funde und Fundstätten sind in unverändertem 

Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise zu schützen.  

 

2. Baugrund, Altlasten, Grundwasser- und Bodenschutz 

 

2.1 Von der Stadt Pfungstadt wurde im Rahmen der Bauleitplanung keine fachliche Begutachtung des anste-

henden Bodens und Baugrundes z. B. hinsichtlich der Tragfähigkeit oder der aktuellen oder geplanten 

Grundwasserverhältnisse durchgeführt. Je nach Erfordernis wird daher empfohlen, vor Planungs- bzw. Bau-

beginn objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN 4020 „Geotechnische Untersuchungen für 

bautechnische Zwecke – Ergänzende Regelungen zu DIN EN 1997-2“ bzw. DIN EN 1997 „Entwurf, Berech-

nung und Bemessung in der Geotechnik“ im Hinblick auf die Bauwerksgründung oder mögliche Auswirkun-

gen oder bauliche Vorkehrungen (z. B. eine Wannenausbildung) sowie die Grundwasserstände durchführen 

zu lassen. Hierbei wird insbesondere auf die Prüfung der Versickerungsfähigkeit des Untergrundes hinge-

wiesen. 
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Forderungen oder Ansprüche gegen die Stadt Pfungstadt als Trägerin der Planungshoheit können hieraus 

nicht abgeleitet werden. 

 

2.2 Sollte im Plangebiet mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen werden (z.B. Heizöllagerung), so sind 

die Maßgaben der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) zu 

beachten. Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen unterliegen einer Anzeige- und Prüf-

pflicht. Zuständig hierfür ist die Untere Wasserbehörde des Landkreises Darmstadt-Dieburg. 

 

2.3 Aus der Altflächendatei „ALTIS“ des Hessischen Landesamtes für Naturschutz, Umwelt und Geologie 

(HLNUG) ergeben sich für den Plangeltungsbereich keine Hinweise auf das Vorhandensein von Altflächen 

(Altstandorte, Altablagerungen), schädlichen Bodenveränderungen und/oder Grundwasserschäden. Auch 

der Stadt Pfungstadt liegen keine entsprechenden Informationen vor. Ergeben sich bei Erdarbeiten dennoch 

Kenntnisse, die den Verdacht einer schädlichen Bodenveränderung begründen, sind diese umgehend der 

zuständigen Behörde, dem Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung IV Umwelt Darmstadt, Dezernat 

IV/Da 41.5, Bodenschutz, mitzuteilen. Zudem ist ein Fachgutachter in Altlastenfragen hinzuzuziehen. 

Schädliche Bodenveränderungen im Sinne des § 2 Abs. 3 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) sind 

Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche 

Belästigungen für den einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen. 

 

2.4 Zur Gewährleistung des Bodenschutzes (§ 202 BauGB) sind Maßnahmen zur Erhaltung und zum Schutz 

des Bodens - insbesondere des Oberbodens - vor Vernichtung oder Vergeudung vorzusehen. Auf die Pflicht 

zur Beachtung der Bestimmungen des Bodenschutzes wird hingewiesen. Die einschlägigen Richtlinien, 

Verordnungen und Regelwerke sind zu beachten. Bei eventuell erforderlichen Geländeaufschüttungen darf 

der Oberboden des ursprünglichen Geländes nicht überschüttet werden, sondern er ist zuvor abzuschieben.  

 Die Anforderungen gelten mindestens für die oberen 2 Meter einer Auffüllung. Bodenmaterial, das außer-

halb der durchwurzelbaren Bodenschicht zur Herstellung einer natürlichen Bodenfunktion verwertet wird, 

muss die Einstufung Z0 gemäß LAGA (Länderarbeitsgemeinschaft Abfall) besitzen. 

 Eine wasserrechtliche oder bodenschutzrechtliche Erlaubnis zum Einbau von Recyclingmaterial oder ande-

rer Baustoffe erfolgt nicht. Es liegt in der Verantwortung der Bauherrschaft bzw. der durch sie beauftragten 

Sachverständigen, die geltenden Gesetze, Regelwerke und Richtlinien einzuhalten. 

 Ein erforderlicher Bodenabtrag ist schonend und unter sorgfältiger Trennung von Ober- und Unterboden 

durchzuführen. Es wird empfohlen, den anfallenden Erdaushub möglichst weitgehend auf den Baugrund-

stücken wieder zu verwenden. Im Sinne einer behutsamen Umweltvorsorge ist die Vermeidung bzw. Ver-

wertung von Erdaushub auf den Baugrundstücken einer Deponierung vorzuziehen. 

 Auf die DIN 19639 "Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben" wird hingewiesen. 

 

3. Schutz von Versorgungsleitungen 

 

 Vor der Ausführung von Baumaßnahmen oder Pflanzarbeiten im Nahbereich vorhandener Ver- und Entsor-

gungsleitungen haben sich der Bauherr oder dessen Beauftragter über deren genaue Lage bei den Versor-

gungsunternehmen zu informieren, um Beschädigungen am Kabel- und Leitungsbestand zu vermeiden. Die 

gemäß den technischen Regelwerken erforderlichen Sicherheitsabstände zu Leitungen sind zu beachten 

und einzuhalten. Bei Baumpflanzungen ist das „Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und 



Textteil zum Bebauungsplan Stadt Pfungstadt 
Entwurf „Bergstraße“ 
 ____________________________________________________________________________________________________________________________  

Fassung vom: 29.10.2024 Seite 9 von 14 
 
 

 © 2024 IP-Konzept  www.ip-konzept.de 

Entsorgungsanlagen“ der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen in der neusten Fassung 

zu beachten. Bei Unterschreitung eines Abstandes von 2,50 m zu bestehenden Versorgungsleitungen sind 

bei Neupflanzung von Bäumen geeignete Schutzmaßnahmen nach geltender technischer Norm zu treffen. 

 

4. Brand- und Katastrophenschutz 

 

4.1 Löschwasserversorgung: 

 Gemäß der baulichen Nutzung muss für den abwehrenden Brandschutz eine ausreichende Löschwasser-

menge zur Verfügung stehen. Die Forderungen zum Löschwasserbedarf ergeben sich aus § 3 Abs. 1 Nr. 4 

des Hessischen Gesetzes über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz 

(HBKG), aus § 14 der Hessischen Bauordnung (HBO) und den technischen Regeln nach dem DVGW-

Arbeitsblatt W 405 „Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung“. Die Dif-

ferenzierung nach der baulichen Nutzung erfolgt entsprechend § 17 BauNVO. 

 Bei der Löschwasserbereitstellung ist ein Fließdruck von mindestens 2,5 bar für den Grundschutz in einem 

Zeitraum von mindestens für 2 Stunden nachzuweisen. Der Fließüberdruck in Löschwasseranlagen darf bei 

einer maximalen Entnahme einen Wert von 1,5 bar nicht unterschreiten. Für den Objektschutz (Zuständig-

keit Bauherr) können größere Löschwassermengen als für den Grundschutz (Zuständigkeit Stadt) erforder-

lich sein, zur Deckung des über den Grundschutz hinausgehenden Löschwasserbedarfs ist ausschließlich 

der Bauherr verantwortlich und nachweispflichtig. Gemäß § 45 HBKG wird der Grundstückseigentümer des 

betreffenden Flurstückes im Falle einer Bebauung verpflichtet, die für den Nachweis fehlende Löschwas-

sermenge für den Objektschutz auf eigene Kosten zum Zwecke der Verhütung und Bekämpfung von Brän-

den und anderen Schadensereignissen bereitzustellen. 

 

4.2 Sollen Gebäude errichtet werden, bei denen die zum Anleitern bestimmten Stellen (Fenster etc.) mehr als 

8 m über der Geländeoberfläche liegen, ist im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens festzulegen, wie 

der zweite Rettungsweg sichergestellt wird. Soweit nachgewiesen werden kann, dass innerhalb der Hilfsfrist 

ein Hubrettungsfahrzeug zur Verfügung steht, kann auf die Herstellung eines baulichen zweiten Rettungs-

wegs verzichtet werden. 

 

4.3 Zu- oder Durchfahrten für die Feuerwehr sowie Aufstell- und Bewegungsflächen sind gemäß Anhang 14 

(Muster-Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr) der Hessischen Verwaltungsvorschrift Technische Bau-

bestimmungen (H-VV TB) so zu befestigen, dass sie von Feuerwehrfahrzeugen mit einer Achslast bis zu 

10 t und einem zulässigen Gesamtgewicht bis zu 16 t befahren werden können. Diese Werte entsprechen 

den Vorgaben der DIN 14090 „Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken“, die im Rahmen der Objekt-

planung ebenfalls zu beachten ist. 

 

4.4 Zur Wahrung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung und zur schnellen Erreichbarkeit für Feuerwehr und 

Rettungsdienst sind straßenseitig Hausnummern gut sichtbar und dauerhaft anzubringen. 

 

5. Umgang mit Niederschlagswasser 

 

 Niederschlagswasser der Grundstücke, auf denen es anfällt, ist gemäß § 37 Abs. 4 HWG vorzugsweise als 

Betriebswasser (z. B. Brauchwassernutzung) zu verwenden, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitli-

che Belange nicht entgegenstehen. Wasserwirtschaftliche und / oder gesundheitliche Bedenken bestehen 
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in aller Regel, wenn Niederschlagswasser aus den Herkunftsbereichen von Gewerbe, Industrie, Verkehrs-

flächen und Stellplätzen stammt und Versickerungsanlagen zugeführt werden soll.  

 Der Einsatz von Zisternen, um Niederschlagswasser zu sammeln und wiederzuverwenden (z. B. Brauch-

wassernutzung, Gartenbewässerung etc.) ist zulässig. Die Verwertung kann durch geeignete Bewirtschaf-

tungsanlagen, z. B. nach Merkblatt DWA-M 153, in Mulden oder Mulden-Rigolen-Systemen gesammelt und 

der Versickerung zugeführt werden. Zisternen sind auftriebssicher herzustellen. 

 Für Versickerungsanlagen ist der qualitative und quantitative Nachweis der Bemessung nach DWA-Regel-

werken Arbeitsblatt DWA-A 138 (Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Regenwas-

ser) und dem Merkblatt DWA-M 153 (Handlungsempfehlungen zum Umgang von Niederschlagswasser) zu 

erbringen. Insbesondere der Mindestabstand von einem Meter zwischen dem tiefsten Punkt der Versicke-

rungsanlage und dem höchsten Grundwasserstand ist einzuhalten. 

 Niederschlagswasser, das die Anforderungen aus wasserrechtlicher Sicht für die oben festgesetzten Maß-

nahmen nicht erfüllt, ist in die Kanalisation einzuleiten oder einer Vorbehandlung zuzuführen. 

 

6. Wasserschutzgebiet 

 

6.1 Das Plangebiet liegt in der Zone IIIA des Trinkwasserschutzgebietes für das Wasserwerk Pfungstadt, Hes-

senwasser/Riedgruppe Ost“ (WSG-ID 432-049). Auf die Einhaltung der für das Schutzgebiet geltenden Ver-

bote und Nutzungsbeschränkungen der Schutzgebietsverordnung vom 13.11.1978 (StAnz.: 49/1978 

S. 2418) wird hingewiesen. Die Verbote bedingen eine teilweise Nutzungseinschränkung im Plangebiet.  

 

6.2 Darüber hinaus (bei Verordnungen vor 1995), ist zusätzlich die „Muster-Wasserschutzgebietsverordnung" 

des Landes Hessen sowie das DVGW-Arbeitsblatt W 101 „Richtlinien für Trinkwasserschutzgebiete“ zu be-

rücksichtigen. 

 

7. Empfehlung für die Errichtung von Passivhäusern bzw. die Verwendung bestimmter Brennstoffe als 

Heizenergieträger und die Solarenergienutzung 

 

 Zur Minimierung schädlicher Umweltbelastungen (Reduzierung klimarelevanter Emissionen) sowie zur rati-

onellen Verwendung von Energie wird empfohlen, Wohngebäude im Passivhausstandard zu errichten. Als 

Alternative wird empfohlen, regenerative Energieformen (z.B. Erdwärme, Holzpellets etc.) zu nutzen. 

 Die Nutzung der Solarenergie zur Warmwasserbereitung und Heizungsunterstützung sowie die Errichtung 

von Photovoltaikanlagen werden empfohlen, dazu sollte die Dachausrichtung zur Optimierung der Nutzung 

solarer Energie entsprechend berücksichtigt werden. 

 Für die Nutzung von Geothermie mittels Erdwärmesonden ist grundsätzlich eine wasserrechtliche Erlaubnis 

erforderlich. Einzelheiten hierzu sind mit der zuständigen Unteren Wasserbehörde des Landkreises Darm-

stadt-Dieburg abzustimmen, bei der auch die erforderliche Erlaubnis zu beantragen ist. Soweit die Nutzung 

von oberflächennaher Geothermie beabsichtigt ist, ist anzumerken, dass für das Plangebiet ein hydrogeo-

logisch ungünstiger Standort ausgewiesen wird. Bei entsprechenden Planungen wäre vorab die Möglichkeit 

der Geothermienutzung über ein Gutachten des Hess. Landesamtes für Naturschutz Umwelt und Geologie 

zu eruieren. Da es sich hydrogeologisch um ein Gebiet mit einer wesentlichen d. h. weiträumigen Grund-

wasserstockwerkstrennung handelt, ist mit einer Beschränkung der Bohrtiefe zu rechnen. 
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8. Auswahlliste standortheimischer Gehölzarten 

 

 Für Pflanzungen von standortheimischen Gehölzen werden insbesondere die Arten der folgenden Liste 

empfohlen; Gehölze zur besonderen Unterstützung der Hummel-, Bienen- und Insektenweide (sehr gutes 

Nektar- und/oder Pollenangebot) sind hierbei mit * gekennzeichnet. Gehölze, die eine geringe Trockentole-

ranz (z. B. im Hinblick Klimawandel) aufweisen, sind (T) mit gekennzeichnet. 

 

8.1 Bäume: 

 Acer campestre* - Feldahorn, Acer platonides* - Spitzahorn, Acer pseudoplatanus* - Bergahorn (T), 

Carpinus betulus - Hainbuche, Carpinus betulus „Fastigiata“ - Säulenhainbuche, Castanea sativa* - Esskas-

tanie, Fagus sylvatica -Rotbuche, Fagus sylvatica „Fastigiata“ - Säulenbuche, Juglans regia - Walnuss, 

Malus sylvestris* - Wildapfel, Prunus avium* - Vogelkirsche (T), Prunus domestica* - Pflaume, Prunus 

padus* - Traubenkirsche, Pyrus communis* - Wildbirne, Quercus petrea - Traubeneiche, Quercus robur – 

Stieleiche (T), Quercus robur „Fastigiata“ - Pyramideneiche, Salix alba* - Silberweide (T), Salix caprea* - 

Salweide, Salix fragilis - Bruchweide, Sorbus aria* - Mehlbeere, Sorbus aucuparia* - Eberesche/Vogelbeere 

(T), Sorbus domestica* - Speierling, Sorbus intermedia* - Schwedische Mehlbeere, Tilia cordata* - Winter-

linde, Tilia platyphyllos* - Sommerlinde sowie weitere und Salix*-Arten (Weiden) für die Frühtracht und 

regionale Obstbaumsorten* (Hochstämme), wie z.B. Apfel : Reichelsheimer Mostapfel - Birnen: Alexander 

Lukas, Clapps Liebling, Gellerts Butterbirne - Süßkirschen: Regina - Zwetschge: Hauszwetschge. 

 

8.2 Sträucher: 

 Acer campestre* - Feldahorn, Buxus sempervirens* - Buchsbaum, Carpinus betulus - Hainbuche, Cornus 

mas* - Kornelkirsche (T), Cornus sanguinea* - Roter Hartriegel, Corylus avellana - Haselnuss, Crataegus 

spp.* - Weißdorn-Arten (T), Euonymus europaeus* - Pfaffenhütchen (T), Ligustrum vulgare* - Liguster, 

Lonicera xylosteum* - Rote Heckenkirsche, Prunus spinosa* - Schlehe, Rosa arvensis* - Feldrose, Rosa 

canina* - Hundsrose, Rosa rubiginosa* - Weinrose, Salix purpurea* - Purpurweide, Salix viminalis* - 

Korbweide, Sambucus nigra* - Schwarzer Holunder, Sorbus aria - Mehlbeere, Viburnum lantana* - Wolliger 

Schneeball, Viburnum opulus* - Gewöhnlicher Schneeball sowie diverse Salix*-Arten (Weidenarten) für die 

Frühtracht. 

 

9. Allgemeine Hinweise und Empfehlungen zum Artenschutz 

 

 Es obliegt der Bauherrschaft bzw. den Grundstücksnutzern, für die Vermeidung artenschutzrechtlicher Ver-

botstatbestände Sorge zu tragen (auch im Hinblick auf die zukünftige Ansiedlung von Arten). Im Zweifel 

sollte vor Durchführung von Baumaßnahmen eine fachlich qualifizierte Person hinzugezogen werden, der 

Einsatz einer ökologischen Baubegleitung schon während der Bauplanungsphase bis zur Beendigung der 

Baumaßnahmen wird empfohlen. Bei der Umsetzung des Bebauungsplans oder bei späteren Abbruch-, 

Umbau- oder Sanierungsarbeiten darf nicht gegen die im Bundesnaturschutzgesetz (z.Zt. § 44 BNatSchG) 

geregelten Verbote zum Artenschutz verstoßen werden, die unter anderem für alle europäisch geschützten 

Arten gelten (z.B. für alle einheimischen Vogelarten, alle Fledermausarten und die Zauneidechse). Bei Zu-

widerhandlungen drohen die Bußgeld- und Strafvorschriften der §§ 69, 71 und 71a BNatSchG. Die arten-

schutzrechtlichen Verbote gelten unabhängig davon, ob die bauliche Maßnahme baugenehmigungspflichtig 

ist oder nicht. Es wird darauf hingewiesen, dass artenschutzfachliche bzw. -rechtliche Maßnahmen auch im 
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Rahmen bauaufsichtlicher Verfahren verbindlich festgesetzt werden können. Die Bauherrschaft ist verpflich-

tet, zu überprüfen, ob artenschutzrechtliche Belange durch ihr Bauvorhaben beeinträchtigt werden können. 

Nach bisherigem Kenntnisstand wird bei der Umsetzung des Bebauungsplans voraussichtlich keine Aus-

nahmegenehmigung von den Verboten des § 44 BNatSchG erforderlich. Sofern dies aufgrund aktueller 

Beobachtungen doch der Fall sein sollte, ist eine entsprechende Genehmigung bei der Unteren Natur-

schutzbehörde des Landkreises Darmstadt-Dieburg zu beantragen. 

 

10. Empfehlungen für eine „bienenfreundliche Gemeinde“ 

 

 Bei Pflanz- und Begrünungsmaßnahmen sollten zur Verbesserung der Lebensgrundlagen von Bienen, 

Hummeln und anderen Insekten möglichst Pflanzen und Saatgut verwendet werden, welche die Tracht der 

Bienen besonders unterstützen und/oder sich auf andere Weise für Nutzinsekten besonders eignen. Ent-

sprechend gekennzeichnet sind die bevorzugt zu verwendenden Gehölzarten (siehe Pflanzlisten unter 

Punkt D.8). Bei der Grünlandansaat sollten bevorzugt arten- und blütenreiche Saatgutmischungen verwen-

det werden, welche für die Bienenweide günstig sind und möglichst weitgehend aus regionaler Herkunft 

stammen, Beispiele hierzu sind in der Begründung aufgeführt (Kap. 3.3.5). 

 

11. Ökologische Aufwertung des Plangebiets 

 

 Auf die Beachtung der DIN 18920 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Schutz von Bäumen, Pflanzen-

beständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ wird hingewiesen. 

 Es wird empfohlen, Dachflächen mit mehr als 15° Dachneigung extensiv zu begrünen und größere Fassa-

den sowie Fassadenbereiche mit geeigneten Kletter- oder Rankpflanzen zu bepflanzen. 

 Quartierschaffung für Fledermäuse: An neu errichteten Hausfassaden sollte ein Fledermaus-Fassadenquar-

tier (bspw. von Schwegler 1FQ) angebracht werden. Optional kann eine Fassadenröhre (Schwegler 1FR) 

in die Wand eingebaut und somit integriert werden. 

 Nisthilfen für Haussperling: Als Erweiterung der Fortpflanzungsstätten für den Haussperling bietet sich 

bspw. das Sperlingskoloniehaus 1SP von Schwegler an.  

 Nisthilfen für Höhlenbrüter: Es bietet sich an, für Höhlenbrüter an den neu gepflanzten Jungbaumbestand 

Nistkästen aufzuhängen. Ideal sind jeweils ein Nistkasten mit einem Durchmesser von 32 mm (für Kohl-, 

Tannen- und Haubenmeise, Gartenrotschwanz, Kleiber, Halsband- und Trauerschnäpper) sowie einer mit 

26 mm (Blau-, Sumpf-, Tannen- und Haubenmeise) von Schwegler (Nisthöhle 1B). 

 

12. Freiflächenplan 

 

 Es wird darauf hingewiesen, dass mit den Bauvorlagen zu den jeweiligen Bauvorhaben ein Freiflächenplan 

einzureichen ist (siehe auch Bauvorlagenerlass). Dieser hat die geplante Nutzung der Freiflächen nach Art, 

Lage und Größe mit allen gemäß Bebauungsplan vorgesehen Bepflanzungen, den versiegelten, befestigten 

und begrünten Flächen, den Verkehrsflächen etc. darzustellen. 
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13. Stellplatzsatzung 

 

 Die erforderliche Anzahl an Stellplätzen ist gemäß der Stellplatzsatzung der Stadt Pfungstadt zu ermitteln 

und in den Bauvorlagen nachzuweisen. 

 

14. DIN-Normen 

 

 Sofern in den Planunterlagen keine anderen Datenquellen genannt sind, können alle aufgeführten DIN-

Normen, Arbeitsblätter etc. bei der Stadt Pfungstadt, Stadthaus I im 2. OG, Kirchstraße 12 – 14, 64319 

Pfungstadt während der allgemeinen Dienststunden der Stadtverwaltung: Montag, Dienstag, Donnerstag, 

Freitag: von 7:30 Uhr - 12:30 Uhr, Donnerstag von 14:00 Uhr - 18:00 Uhr eingesehen werden. 
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E Rechtsgrundlagen 

 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 184) 
 
Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren während der COVID-
19-Pandemie (Plansicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 (BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch 
Artikel 11 des Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88) 
 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) 
 
Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenver-
ordnung - PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 
 
Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2240) 
 
Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz- WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), 
zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) 
 
Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Er-
schütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) i. d. F. der Bekanntma-
chung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 11 Absatz 3 des Gesetzes 
vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202) 
 
Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten 
(Bundes-Bodenschutzgesetz - BBodSchG) vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 7 
des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306) 

 
Hessische Bauordnung (HBO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 28. Mai 2018 (GVBI. 2018 S. 198), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 22. November 2022 (GVBl. S. 571) 
 
Hessisches Denkmalschutzgesetz (HDSchG) vom 28.November.2016 (GVBl. S. 211) 
 
Hessische Gemeindeordnung (HGO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 07. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Februar 2023 (GVBl. S. 90, 93) 
 
Hessisches Gesetz zum Schutz der Natur und zur Pflege der Landschaft (Hessisches Naturschutzgesetz – 
HeNatG) vom 25. Mai 2023 (GVBl. Nr. 18.2023 S. 379) 
 
Hessisches Wassergesetz (HWG) vom 14. Dezember 2010 (GVBl. I S. 548), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 28. Juni 2023 (GVBI. S. 473, 475) 
 
 


